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Große Anfrage 

der Abgeordneten Frau Schoppe und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Umfang und Formen der Kinderarbeit und Lebenssituation arbeitender Kinder 
in der Bundesrepublik Deutschland 


Die Geschichtsschreibung der Kindheit ist noch nicht sehr alt. Erst 
Mitte der 70er Jahre wurden breiten Kreisen Veröffentlichungen 
von historischen Untersuchungen zur Kindheit bekannt (Aries, 
Elisabeth Badinter, de Mause). 

Die Definition dessen, was unter Kindheit zu verstehen ist, unter- 
liegt den jeweils gültigen gesellschaftlichen und kulturellen Wer- 
ten. 

In der Entstehung der bürgerlichen Gesellschaft trennten sich 
zunehmend Produktions- und Reproduktionsbereich. Die sich ent- 
wickelnden getrennten Bereiche von Öffentlichkeit und Privatheit 
sind von Männern bzw. Frauen dominiert, was sich zu unserem 
Leidwesen tendenziell bis heute erhalten hat. 

Die Rollenzuweisung der Frauen konzentriert sich auf die Fami- 
lienaufgaben, hier ist ihre Lebenswelt. Die Lebenswelt der Män- 
ner ist der Bereich der Erwerbsarbeit. Durch die bis heute allge- 
mein übliche Zuständigkeit der Frauen für die Familie lernen die 
Mädchen durch Identifikation mit der Mutter quasi über einen 
„heimlichen Lehrplan" eine starke Familienorientierung. Die 
Identifikation mit der Erwerbstätigenrolle wird bis heute über 
eigens geschaffene Institutionen, früher z. B. Fabrik- oder Ge- 
werbeschulen, heute durch das gegliederte Schulsystem aner- 
zogen. 

Engels hat beschrieben, wie im Prozeß der ursprünglichen Akku- 
mulation auch Kinder durch Arbeit körperlich und psychisch ge- 
schädigt wurden und teilweise bis zur Vernichtung ihrer Existenz 
ausgebeutet wurden. 

Für die Kinder der besitzenden Klassen vertief Kindheit in einem 
von allen Unbillen des Lebens abgeschirmten Bereich. In einer so 
behüteten Welt wurde Kindheit mit Unschuld gleichgesetzt. In 
diesem Ort von Kindheit wurden alle Wünsche auf Menschlich- 
keit und Verläßlichkeit hineingeheimnißt, die im realen Leben 
durch die Erfahrung von Grausamkeit der Menschen gegen Men- 
schen zerstört waren. Deshalb gab es sogar die Vorstellung, Kin- 
der sollten die Erzieher der Erwachsenen sein. 
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Die Erfahrungen von Kindheit und die Entwicklungsmöglichkei- 
ten der Kinder sind bis heute stark abhängig von dem sozialen 
Standort ihrer jeweiligen Familie. So hat es durch die verschiede- 
nen Gesellschaften immer Kinder gegeben, die aus purer finan- 
zieller Not Kinderarbeit leisten mußten. 

Wenn wir heute an Kinderarbeit denken, fallen uns z. B. das 
Teppichknüpfen von Kindern in den asiatischen Ländern, das 
Schuheputzen auf den Straßen in Südamerika oder Landarbeit in 
Afrika ein. 

Die Definition dessen, was unter einer glücklichen Kindheit zu 
verstehen ist, soll hier nicht abschließend geleistet werden. Weder 
eine nostalgische Idealisierung von Kindheit noch das Wissen um 
die Ausbeutung von Kindern in der Dritten Welt entläßt uns aus 
der Verantwortung für die komplexe Lebensrealität der Kinder in 
unserer hochtechnisierten und rationalisierten Gesellschaft. Eine 
bequeme Selbstzufriedenheit, die sich auf professionalisierte 
Erziehungsleistung und -beratung gründet, versperrt oft den Weg 
zur Erkenntnis der unterschiedlichen, vielfach schwierigen 
Lebensumstände der Kinder hier bei uns. 

Das Kind hat sich an den Leistungsstandards unserer Gesellschaft 
zu orientieren. Es muß sich vor allem in der Schule bewähren. 
Lernerfolge gelten als menschliche Qualifikationen, das „tüch- 
tige" Kind soll schon die kleine Ausgabe des erfolgreichen Er- 
wachsenen sein. Der hohe Leistungsstandard ist gleichzeitig ein 
Elektionsmechanismus, der auf den unterschiedlichen Entwick- 
lungsstand und die unterschiedlichen biographischen Möglich- 
keiten der Kinder keine Rücksicht nimmt, und sich entscheidend 
auf den weiteren Lebensweg auswirken kann. 

Im Zusammenhang dieser Anfrage soll uns die Frage beschäfti- 
gen, was unter Kinderarbeit in der Bundesrepublik Deutschland 
zu verstehen ist, und welche Formen von Kinderarbeit hier exi- 
stieren. 

Wenn von Kinderarbeit die Rede ist, wird im übrigen kaum an die 
Hausarbeit gedacht. Sie wird zwar unsichtbar und unbezahlt ge- 
leistet, ist aber Voraussetzung für Erwerbsarbeit überhaupt. Sie 
wird nicht nur hauptsächlich von Frauen erledigt, gleichzeitig 
treten die Mädchen in die Fußstapfen der Mütter, denn von ihnen 
werden praktische Arbeit und soziale Kompetenzen in der Familie 
erwartet, die noch in den meisten Familien den Jungen nicht 
abverlangt werden. Der Begriff Kinderarbeit muß also unter den 
geschlechtsspezifischen Voraussetzungen und Wertmaßstäben 
von Arbeit gesehen werden. 

Keinesfalls ist in Zweifel zu ziehen, daß Beschäftigung von Kin- 
dern und Arbeit von Kindern eine wertvolle Erziehungsmaß- 
nahme sein kann. Die reale Erfahrung der Arbeitswelt, das Er- 
leben, einer Verantwortung bis zu einer befriedigenden Lösung 
gerecht geworden zu sein, dient der Persönlichkeitsentwicklung. 
Die Kenntnis der Arbeitswelt nur aus „trockenen" Schulbüchern 
kann diese Wirklichkeitserfahrung nicht ersetzen. Insofern ist 
unser Schulsystem, das diese Erfahrung fast ganz ausblendet, 
kritisch zu bewerten. Andere Lernformen, wie z. B. die Tvind- 
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Schulen in Dänemark oder die Open Schools in den USA zeugen 
von positiven Ergebnissen der Identitätsbildung bei Lernerfahrun- 
gen in offenen Schulformen. 

Wenn dort, wo Kinder arbeiten, die Entwicklung ihrer körper- 
lichen und geistigen Fähigkeiten im Vordergrund steht, ist diese 
Arbeit positiv zu bewerten. Das Problem von Kinderarbeit mit 
ausbeuterischem Charakter ist im europäischen Raum durch Un- 
tersuchungen bisher aus England bekannt. Zunehmend weisen 
Experten auch auf diese Realität in der Bundesrepublik Deutsch- 
land hin. 

„Das Problem der Kinderarbeit in der Bundesrepublik Deutsch- 
land besteht jedoch darin, daß Unternehmer nicht die Erziehung 
der Kinderarbeit im Auge haben, nicht die Entwicklung ihrer 
körperlichen und geistigen Fähigkeiten, sondern vorrangig den 
Gewinn. Diese Kinderarbeit, wir nennen sie auch Kinderlohn- 
arbeit, nimmt keine Rücksicht auf schutzwürdige Interessen der 
Kinder, sie erhalten keinen Spielraum zur Entwicklung von Ver- 
antwortung im Betrieb usw. " (Heinrich von der Haar). 

„Vor allem ausländische Kinder werden zunehmend in den 
Zwang hineinversetzt, das gekürzte Familieneinkommen im 
wahrsten Sinne des Wortes durch Kinderarbeit zu kompensieren. 

Ich will dies hier nicht näher ausdifferenzieren, aber es ist ein 
deutlich auffallendes Phänomen, daß Kinder hier Teilrollen von 
Erwachsenen übernehmen müssen, wenn diese Teile von dem 
sog. Familienernährer nicht mehr abgedeckt werden können. 
Kinderarbeit als neue soziale Erscheinung ist in England schon 
lange belegt. Diese Kinderarbeit schlägt sich darin nieder, daß 
Kinder auf dem Markt arbeiten, daß sie Zeitungen austragen. Ich 
definiere Kinderarbeit so: Wenn das Motiv zur Arbeit aus der 
materiellen Not der gesamten Familie resultiert, dann ist das Kin- 
derarbeit. Wenn sich z. B. Schüler am Nachmittag durch Zeitungs- 
austragen nebenher ein Taschengeld verdienen, dann ist das 
etwas anderes. Es geht um die eindeutige Verbindung, also das 
Ursachenverhältnis, das hier den Ausschlag gibt. Hier hegen 
erschreckende Tendenzen vor. Die Realitäten, mit denen wir hier 
konfrontiert werden, müssen deshalb in den Kontext der neuen 
Armutsdiskussion hineingestellt werden. " (Prof. Dr. H. G. Zenke). 

Eine jüngst veröffentlichte Studie über Kinderarbeit im Bereich 
des Gewerbeaufsichtsamtes Münster gibt Anlaß zur Überprüfung, 
ob und in welchem Umfang Kinderarbeit angesichts wachsender 
Dauerarbeitslosigkeit in der Bundesrepublik Deutschland zu- 
nimmt. 

Es ist in diesem Zusammenhang besonders zu untersuchen, in 
welchen Branchen das Maß körperlicher und seelischer Schädi- 
gung bei Kindern durch Kinderarbeit besonders gravierend ist 
und entsprechend schärfer als bisher vorgesehen bzw. üblich 
sanktioniert werden muß. 

Die Untersuchung über Arbeitsverhältnisse von Kindern, die der 
Ausschuß für Jugendarbeitsschutz beim staatlichen Gewerbeauf- 
sichtsamt Münster durchgeführt hat, zeigt unmißverständlich, daß 
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weder bei Kindern noch bei Eltern noch bei Arbeitgebern ein Un- 
rechtsbewußtsein gegenüber verbotener Kinderarbeit besteht. 

Nicht zuletzt dieses Ergebnis der Umfrage zeigt, daß das Problem 
von Kinderarbeit in unserer Gesellschaft verharmlost wird. 

An 173 Schulen wurden 8650 Fragebogen versandt, von denen 
unter freiwilliger Beteiligung insgesamt 2 983 Fragebogen zu- 
rückgesandt wurden. Die Untersuchung gibt Auskunft über das 
Ausmaß der Kinderarbeit (erlaubter wie verbotener Kinderarbeit), 
die Struktur der Arbeit und den biographischen Hintergrund der 
Kinder. 

Es läßt sich sagen, daß mehr als die Hälfte der Befragten in ihrem 
bisherigen Leben Arbeiten ausgeführt haben, die außerhalb des 
eigenen Haushaltes geleistet wurden. Bei ca. 20 Prozent aller 
Arbeiten lag ein Verstoß gegen die gesetzlichen Bestimmungen 
zur Kinderarbeit vor. Das sind 48 Prozent aller Kinderarbeiten. 
Dies legt den Schluß nahe, daß dort, wo Kinder arbeiten, auch ein 
Verstoß gegen die gesetzlichen Bestimmungen nicht weit ist. Die 
Untersuchung stützt sich bei der Definition von erlaubter und 
verbotener Arbeit auf die Bestimmungen des Gesetzes zum 
Schutze der arbeitenden Jugend (Jugendarbeitsschutzgesetz - 
geändert durch das erste Gesetz zur Änderung des Jugendarbeits- 
schutzgesetzes vom 15. Oktober 1984). In der überwiegenden 
Zahl der Fälle wird gleich mehrfach gegen die gesetzlichen Be- 
stimmungen verstoßen - im Durchschnitt sind es zwei Verstöße 
pro verbotenem Fall. In etwa 63 Prozent der Fälle wird in zwei- 
oder mehrfacher Hinsicht gegen die gesetzlichen Bestimmungen 
verstoßen - auch drei- und vierfache Verstöße sind keine Selten- 
heit. „So betrachtet kann verbotene Kinderarbeit nicht als Ausrut- 
scher eingestuft werden. Dies wird auch dadurch erhärtet, daß 
sich die Zahl der Verstöße nicht gleichmäßig über die verschiede- 
nen Tätigkeitsbereiche verteilt. 11 Vorwiegend wird gegen die 
Bestimmungen über die Arbeitsdauer im JArbSchG (43,5 Prozent) 
verstoßen. Am zweithäufigsten werden Arbeiten nach 18.00 Uhr 
(16,4 Prozent) ausgeführt, auf die Arbeit vor 8.00 Uhr entfallen 
8,9 Prozent der Verstöße und bei 9,4 Prozent der Fälle sind die 
Schüler/innen zum Zeitpunkt der Arbeitsausübung unter 13 Jahre 
alt. In immerhin 34 Fällen kam es nach Angaben der Befragten zu 
starken körperlichen Belastungen und in 46 Fällen zu Verletzun- 
gen, deren Bedeutung und mögliche Folgen von den Betroffenen 
oft nicht absehbar sind. 

Der Gaststättenbereich weist überdurchschnittlich Verstöße auf, 
auch im Bereich der allgemeinen Dienstleistungen und der Land- 
wirtschaft liegen die Quoten hoch. Untersucht man den Zusam- 
menhang zwischen verschiedenen Typen von Verstößen, so zei- 
gen sich einige Kombinationen, die häufig auftreten. So geht mehr 
als dreistündige Arbeit oftmals mit einem Arbeitsende nach 18.00 
Uhr bzw. mit einem Arbeitsbeginn vor 8.00 Uhr einher und weist 
auch in überdurchschnittlichem Maße Verletzungen und starke 
körperliche Belastungen aus. Darüber hinaus zeigt sich auch ein 
Zusammenhang zwischen Verletzungen und der Arbeit unter 
13 Jahren sowie der Arbeit nach 18.00 Uhr. 
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Ein besonderes Augenmerk ist den geschlechtsspezifischen Cha- 
rakteristika von Verstößen zu widmen: Bei Mädchen wird öfter 
gegen das absolute Arbeitsverbot unter 13 Jahren verstoßen, sie 
werden stärker an Sonntagen zur Arbeit herangezogen; dabei 
hegt die durchschnittliche Arbeitsdauer eher unter drei Stunden. 
Jungen üben demgegenüber eher längere Arbeiten aus sowie 
auch Arbeiten vor 8.00 Uhr und Arbeiten, die eine starke körper- 
liche Belastung mit sich bringen. 

Die Studie gibt allerdings keine Auskunft über das Ausmaß und 
die Formen von Prostitution, einem Bereich extremer Ausbeutung, 
der von staatlicher Seite entschieden bekämpft und sanktioniert 
werden muß. Auch über die Beteiligung von Kindern und vor 
allem Mädchen als Darstellerinnen bei Pomo-Videos sind in der 
gesamten Untersuchung keine Aussagen zu finden. 

Deutlich über dem Durchschnitt hegen sowohl die Quote der 
gesamten Kinderarbeit (45,7 Prozent) als auch die Quote der ver- 
botenen Kinderarbeit (24,1 Prozent) bei den Hauptschulen. Auch 
der Anteil der verbotenen Kinderarbeit an der gesamten Kin- 
derarbeit ist hier mit 52,7 Prozent am höchsten. Nicht nur die 
Höhe der Quote der verbotenen Kinderarbeit steht in einem Zu- 
sammenhang mit der Zugehörigkeit zu den unterschiedlichen 
Schularten, auch ihre Struktur unterscheidet sich danach. Die 
Biographie des Arbeitslebens, vorgezeichnet durch den Bildungs- 
weg, findet so zum Teil ihre Entsprechung in der schon vor dem 
regulären Eintritt ins Arbeitsleben geleisteten Kinderarbeit. 
30 Prozent der Hauptschüler/innen, die Arbeit geleistet haben, 
nennen als Branchen Landwirtschaft, Handwerk und Baustellen, 
aber nur 13 Prozent der Realschüler/innen und 6 Prozent der 
Gymnasiasten/innen. Bei der Befragung der Schülerinnen und 
Schüler ist auffällig, daß als häufigster Grund für die Kinderarbeit 
zwar das Geldverdienen (23,9 Prozent) genannt wurde, die Erfah- 
rung des Feierabends (7,2 Prozent) sogar noch vor dem Motiv, das 
Arbeitsleben kennenzulernen (4 Prozent), genannt wurde. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Hält die Bundesregierung es für sinnvoll, eine Untersuchung 
über Kinderarbeit in der gesamten Bundesrepublik Deutsch- 
land durchzuführen, wie sie jetzt beispielsweise in der Region 
Münsterland abgeschlossen wurde? 

2. Warum wurden diese Befragung und die bereits länger vorhe- 
genden zahlreichen Hinweise von Gewerkschaften, Jugend- 
verbänden und einzelnen Wissenschaftlern und Wissenschaft- 
lerinnen nicht zum Anlaß genommen, schon längst eine ent- 
sprechende bundesweite Untersuchung mit Hilfe der zur Ver- 
fügung stehenden Forschungsmittel zu initiieren? 

3. Wie beurteilt die Bundesregierung die Untersuchung in der 
Region Münsterland, 

— nach der ca. ein Fünftel der befragten Kinder verbotene 
Kinderarbeit geleistet haben, 
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— nach der die Schwerpunkte der Verstöße gegen das Ju- 
gendarbeitsschutzgesetz 

1. bei der Arbeit vor 8.00 Uhr und nach 18.00 Uhr und 

2. beim Umfang der täglichen Kinderarbeit von mehr als 
drei Stunden pro Tag 

liegen? 

4. Wie hoch ist die vermutete Dunkelziffer der verbotenen Kin- 
derarbeit in der Bundesrepublik Deutschland? 

5. In welchen Gewerbebereichen werden diese Verstöße be- 
gangen? 

6. Wie viele jährliche Verstöße gegen das Verbot nach § 5 Abs. 1 
JArbSchG wurden von 1984 bis 1988 in den einzelnen Bun- 
desländern registriert? 

7. Wie hoch ist der Anteil der Verstöße, bei denen eine Verlet- 
zung des Kindes durch Unfälle oder Krankheiten eine Rolle 
spielt? 

8. Welche Arten von körperlichen Verletzungen arbeitender 
Kinder sind bekanntgeworden und aufgrund welcher Tätig- 
keiten sind sie entstanden? 

9. Welche körperlichen Langzeitschäden von Kindern, die konti- 
nuierlich arbeiten müssen, sind bekannt? 

10. Welche Strafen wurden in den einzelnen Bundesländern bei 
den von 1984 bis 1988 bekanntgewordenen Verstößen ver- 
hängt? 

11. Wie beurteilt die Bundesregierung den in den Bußgeldkata- 
logen der Länder einheitlich festgelegten Bußgeldregelsatz 
von 2 000 DM für Verstöße gegen § 5 Abs. 1 JArbSchG? 

12. Sieht die Bundesregierung es als sinnvoll an, diesen Regelsatz 
zu erhöhen? 

13. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der Bußgeld- 
regelsatz der Länder von 2 000 DM als mitverursachend für die 
von Richtern verhängten niedrigen Bußgelder in durchschnitt- 
licher Höhe von einigen 100 DM anzusehen ist? 

14. Teilt die Bundesregierung die Befürchtung, daß alljährlich 
Tausende von Kindern durch verbotene Kinderarbeit lernen, 
daß Schutzgesetze sowieso nicht gelten, daß man bereit sein 
muß, auf Sozialversicherung, auf Tariflohn, auf Kündigungs- 
schutz, auf Mitbestimmung, auf Arbeitsschutz, auf Urlaubsan- 
spruch usw. zu verzichten und daß so der Abbau dieser sozia- 
len Rechte der Arbeitnehmer/innen erleichtert wird? 

15. Wie beurteilt die Bundesregierung die Praxis mancher Arbeit- 
geber, unter Inaussichtstellung eines Ausbüdungsplatzes eine 
mehrwöchige unentgeltliche Arbeit („Probearbeit"/,, Schnup- 
perlehre") zu verlangen, ohne der/dem Betroffenen diesen 
Ausbildungsplatz dann tatsächlich zur Verfügung zu stellen? 

16. Wie beurteilt die Bundesregierung die Novellierung des 
JArbSchG von 1984, nach der Kindern im 10. Pfhchtschuljahr 
für vier Wochen in den Ferien die Kinderarbeit erlaubt wird? 
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17. Wie gedenkt die Bundesregierung ihren Einfluß geltend zu 
machen, um die Gemeinden zu veranlassen, ihrer Mitteilungs- 
pflicht an die Gewerbeaufsichtsämter über die Ausstellung 
von Lohnsteuerkarten an Kinder (gemäß § 52 JArbSchG) voll- 
ständig nachzukommen, was bisher teilweise nicht der Fall 
ist? 

18. Ist die Bundesregierung bereit, eine stichprobenartige Kon- 
trolle anzuregen, deren Ergebnisse öffentlich mitgeteilt wer- 
den? 

Ausnahmegenehmigungen 

19. Wie viele Anträge auf Ausnahmegenehmigungen haben die 
Aufsichtsbehörden jährlich von 1984 bis 1988 nach § 6 Abs. 1 
JArbSchG bei 

a) Theatervorstellungen 

b) Musikaufführungen u. a. Aufführungen 

c) Werbeveranstaltungen 

d) Aufnahmen im Rundfunk (Hörfunk und Fernsehen) 

e) Aufnahmen auf Ton- und Bildträger 

f) Film- und Fotoaufnahmen 

erstens bewilligt und zweitens abgelehnt (aus welchen 
Gründen)? 

20. Welche Länder haben bezüglich der erteilten Ausnahmege- 
nehmigungen von 1984 bis 1988 wie viele unangemeldete 
Kontrollen und Revisionen am Beschäftigungsort von Kindern 
mit welchen Ergebnissen durchgeführt? 

21. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um etwaige nega- 
tive Auswirkungen hinsichtlich gesundheitlicher Schäden 
oder schulischer Beeinträchtigungen durch Ausnahmegeneh- 
migungen von Kinderarbeit zu überprüfen? 

Zeitungs - und Zeitschriften- Austragen 

22. Wie viele Verstöße gegen das Kinderarbeitsverbot hinsichtlich 
des Zeitungs- und Zeitschriften-Austragens wurden im Zeit- 
raum 1966 bis 1976 und im Zeitraum von 1977 bis 1987 regi- 
striert? 

23. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Novellie- 
rung des JArbSchG von 1976, die für über dreizehnjährige das 
zweistündige Austragen von Zeitungen und Zeitschriften 
regelmäßig erlaubt, was vorher nur gelegentlich erlaubt war, 
einen Rückschritt für die Kontrollmöglichkeiten der Gewerbe- 
aufsichtsämter bedeutet, weil nun nur noch mit polizeiähn- 
lichen Methoden (wie z. B. heimliche Beschattung über meh- 
rere Wochen) nachgewiesen werden kann, daß das Kind tat- 
sächlich täglich mehr als zwei Stunden und zwar nachweislich 
nicht als Ausnahmefall, sondern während einer Reihe von 
Tagen gearbeitet hat, so daß diese Art verbotener Kinderarbeit 
praktisch mit verhältnismäßig sinnvollen Mitteln nicht mehr 
nachweisbar ist? 
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24. Mit welchen Folgen rechnet die Bundesregierung, wenn diese 
Ausnahmebestimmung - wie auch die bezügüch der Land- 
wirtschaft und der Handreichungen beim Sport - vom grund- 
sätzlichen Kinderarbeitsverbot aufgehoben wird? 

Heimarbeit 

25. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, daß 
ohne die Mithilfe von Kindern bei Heimarbeit das für die El- 
tern vorgegebene Akkord-Niveau nicht einzuhalten ist? 

Landwirtschaft 

26. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß bei der derzei- 
tigen existentiellen Krise der meisten landwirtschaftlichen 
Familienbetriebe die nach dem Jugendarbeitsschutzgesetz 
verbotene Kinderarbeit unumgänglich ist für die Aufrechter- 
haltung der Existenz? 

27. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die für Kinder 
schädliche körperliche Schwerarbeit in der Landwirtschaft zu 
verhindern? 

Kinderprostitution 

28. Welche Erkenntnisse hegen der Bundesregierung über 
das Ausmaß von Kinderprostitution in der Bundesrepublik 
Deutschland vor? 

29. Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung einzulei- 
ten, um Kinder vor Kinderprostitution zu schützen? 

30. Sieht die Bundesregierung einen direkten oder indirekten 
Zusammenhang zwischen der anhaltenden Erwerbslosigkeit 
und dem Mangel an Ausbildungsplätzen und der Existenz von 
Kinderprostitution? 

31. In welchen Bundesländern wurden von 1984 bis 1988 wie 
viele Kontrollkarten der Gesundheitsämter für Kinder als Pro- 
stituierte ausgestellt? 

32. Kann die Bundesregierung die Vermutung bestätigen, daß mit 
dem Anwachsen des Videomarktes die Nachfrage nach Porno- 
Videos unter Beteiligung von Minderjährigen als Darsteller/ 
innen gewachsen ist? 

33. Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu ergrei- 
fen, um die Beteiligung von Kindern als Darsteller/innen bei 
der Herstellung von Porno-Videos zu verhindern? 

34. Welche Mögüchkeiten sieht die Bundesregierung, um zu ver- 
hindern, daß Mädchen und junge Frauen als Fotomodelle 
durch Agenturen in unzumutbare und ausbeuterische Arbeits- 
verhältnisse vermittelt werden, aus denen sie sich aufgrund 
sozialer und wirtschaftlicher Not nicht mehr lösen können? 

35. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, gegen 
sogenannte Hostessen-Agenturen wirksam vorzugehen, die 
als Fangstellen für Mädchen und junge Frauen fungieren? 
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36. Sieht sich die Bundesregierung in der Lage, Kriterien zu 
benennen, um den Mißbrauch von Mädchen bei Modeagen- 
turen zu verhindern? 

Gewerbeaufsicht 

37. In welchen Bundesländern sind wie viele Gewerbeaufsichts- 
beamte/innen allein speziell für den Jugendarbeitsschutz zu- 
ständig? 

38. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß Fachbeamte/ 
innen der Gewerbeaufsicht, die eine spezielle Zuständigkeit 
für den Jugendarbeitsschutz erhalten, sich speziell auf gefähr- 
dete Bereiche konzentrieren und so den Mißbrauch von Kin- 
derarbeit reduzieren könnten? 

39. Ist die Bundesregierung bereit, ihren Einfluß dahin gehend 
geltend zu machen, um verbotene Kinderarbeit z. B. in Gast- 
stätten, auf Baustellen und in Nahrungsmittelbetrieben zu 
verhindern und das Bewußtsein gegen den Mißbrauch von 
Kindern als billige Hilfskräfte zu schärfen? 

Jugendämter 

40. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die Ju- 
gendämter als Träger der öffentlichen Jugendhilfe wirksam in 
die Lage zu versetzen, stärker als bisher das Problemfeld 
Kinderarbeit in sozial schlechter gestellten Familien wahrzu- 
nehmen und entsprechende Hilfen anzubieten? 

Soziale Komponenten der Kinderarbeit 

41. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tendenz, daß im Rah- 
men der Flexibilisierung der Arbeit zunehmend sozial unge- 
schützte Arbeitsverhältnisse - ohne Kündigungs-, Arbeits- 
und Sozialversicherungsschutz usw. - hingenommen oder gar 
gefördert werden, so daß Kinder durch verbotene Kinderarbeit 
wieder leichter ausgebeutet werden können? 

42. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß anstelle von 
Kinderarbeit aus Geld- oder Gewinngründen, bei der heute 
einfache Hilfsarbeiten dominieren, mehr und ausgedehntere 
Betriebserkundigungen und Praktika mit betrieblicher Einar- 
beitung unter vorrangig pädagogischen Gesichtspunkten not- 
wendig sind? 

43. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, nach der laut 
der zitierten Untersuchung über Kinderarbeit die Struktur und 
die Dauer von Kinderarbeit bei Hauptschul- und Gymnasial- 
kindern schichtenspezifisch unterschiedlich ist und dadurch 
das Ziel gleicher Büdungschancen für Kinder zusätzlich be- 
hindert wird? Denn die gesundheitlich belastenden Tätigkei- 
ten werden vorrangig von Sonder-, Haupt- und Realschülern/ 
innen durchgeführt; verbotene Kinderarbeit gerade bei den 
Kindern aus finanziell schlechter gestellten Familien läßt eine 
notwendige geistige und körperliche Regenerierung nach 
dem Schulalltag nicht mehr zu, wie aus besagter Studie her- 
vorgeht. 
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Positive Erfahrungen 

44. Verfügt die Bundesregierung über Kenntnisse oder Studien, 
die positive Erfahrungen für Kinder durch Arbeiten außerhalb 
des schulischen Bereiches belegen? 

45. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der Maßstab 
für Arbeit von Kindern die Freiwilligkeit sein muß und nicht 
die soziale Not der Familie bei Kinderarbeit ausschlaggebend 
sein darf? 

46. Wird die Bundesregierung in Zusammenarbeit mit der Bun- 
desanstalt für Arbeit Maßnahmen ergreifen, die geeignet sind, 

Kindern und Jugendlichen Erfahrungen des Arbeitslebens 
ohne eine berufliche Festlegung zu vermitteln? 

47. Wie beurteilt die Bundesregierung die Forderung nach einem 
speziellen Informationsunterricht in den Schulen über das 
Jugendarbeitsschutzgesetz, um Kindern und Jugendlichen 
ihre Rechte auf dem Arbeitsmarkt zu vermitteln und sie so 
besser vor Ausbeutung schützen zu können? 

48. Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag, in Zusam- 
menarbeit mit der Bundesanstalt für Arbeit und den Gewerbe- 
aufsichtsämtern lokale Beratungen über erlaubte und sinn- 
volle Arbeit für Kinder, Jugendliche und Eltern anzubieten? 

49. Welche Möglichkeiten für Kinder und Jugendliche bestehen 
zur Zeit, Lebenserfahrungen zu erwerben, die über die Schule 
und Lehre hinausgehen, wie z. B. Auslandsstipendien für 
Schüler/innen oder Lehrlinge. 

50. Wie beurteilt die Bundesregierung die Forderung nach einem 
sogenannten Sabbatjahr für alle Jugendlichen, das als Orien- 
tierungsphase für die spätere berufliche Entwicklung dienlich 
sein kann? 

Bonn, den 5. Juni 1989 

Frau Schoppe 

Dr. Lippelt (Hannover), Frau Oesterle-Schwerin, Frau Dr. Vollmer und Fraktion 
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